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1. Anhaltspunkte für die Zahl der nichtauf- 
gcnom menen Sowjetzonenflüchtlinge in 
Berlin ergeben sich aus folgenden Auf- 
stellungen : 

Von den Dienststellen des Berliner Senats 
werden In offener Fürsorge 16 500 

in geschlossener Fürsorge 9 200 

zusammen 25 700 

abgelehnte Zuwanderer aus der sowjeti- 
schen Besatzungszone und dem sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin betreut. 

Zur Zeit sind 12 A-Lager (Aufnahmelager) 
mit 9 200 Plätzen in Anspruch genommen. 
550 Personen haben außerhalb der Lager 
eine Unterkunft gefunden. 6 ehemalige 
A-Lager mit 1 600 Plätzen mußten in 
B-Lager (Stammlager) umgewandelt wer- 
den, weil der Bau von Wohnungen für 
Flüchtlinge nicht erwartungsgemäß voran- 
kam und der Zuwachs an abgelehnten 
Zuwanderern untergebracht werden mulke. 
Außer diesen 6 Lagern sind zur Zeit noch 
37 alte B-Lager mit 10 500 Flüchtlingen 
belegt. 8 A-Lager mit einem Aufnahme- 
vermögen von 12 600 Plätzen werden in 
Reserve gehalten. 

Diese Zahlen lassen keine aulkrgewöhn- 
Üche Lage erkennen. 

IL Ein großer Teil der abgelehnten Zu- 
wanderer — nach den Schätzungen des 


Berliner Senats sollen es rund 10000 Per- 
sonen sein — hat keine Neigung, in die 
Bundesrepublik überzusiedeln. Sie haben 
in Berlin (West) Verwandte, Freunde und 
Bekannte oder werden durch wirtschaft- 
liche Erwägungen zurückgehalten oder 
haben von Berlin aus eine bessere Ver- 
bindung zu den in der Sowjetzone 
wohnenden Angehörigen bzw. zu ihren 
Geschäften. Eine zwangsweise Ausschleusung 
dieses Personenkreises liegt schon rechtlich 
außerhalb der Erwägung. 

IIL Es besteht die Möglichkeit, abgelehnte Zu- 
wanderer nach einer gewissen Bewährungs- 
zeit im Notaufnahmeverfahren aufzu- 
nehmen. Dieser Weg wird seit Mitte 
vorigen Jahres im Einvernehmen mit den 
Landesflüchtlings Verwaltungen besch ritten, 
um Berlin zu entlasten. 

Maßnahmen außerhalb des Notaufnahme- 
verfahrens entbehren der gesetzlichen 
Fundierung. Sie sind einstweilen nur im 
Wege der Vereinbarung mit den Ländern 
des Bundesgebietes möglich. Im Einver- 
nehmen mit dem Berliner Senat wird der 
Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte mit den Ländern 
Verbindung aulnehmen, um die als not- 
wendig erkannte weitere Entlastung Berlins 
herbeizuführen. 

Dr. Oberländer 
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